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Vorenthalten und Veruntreuen von Arbeitsentgelt, § 266a StGB 
 

 
I.  Rechtsgut: 
 –   Schutz der Solidargemeinschaft (Beitragsaufkommen der Sozialversicherungsträger und der Bundesanstalt für Arbeit). 
 –   Vermögen der Arbeitnehmer (str.). 
 
II.  Struktur und systematische Stellung 
 –   § 266a StGB ist ein untreueähnlicher Tatbestand. 
 –   § 266a StGB ist ein echtes Sonderdelikt mit entsprechenden Auswirkungen auf die Beteiligung. 
 –   § 266a StGB stellt ein echtes Unterlassungsdelikt dar, wobei umstritten ist, inwieweit die Vorschrift eingreifen kann, wenn der Arbeit-

geber zahlungsunfähig ist. Voraussetzung einer Strafbarkeit wegen Unterlassens ist ja die grundsätzliche Möglichkeit, die geforderte 
Handlung zu erbringen. 

 –   § 266a VI StGB enthält die Möglichkeit, bei einer „Selbstanzeige“ von Strafe abzusehen, wenn der Täter bei Fälligkeit der entsprechen-
den Stelle seine Zahlungsunfähigkeit und deren Gründe mitteilt. 

 

III.  Der Tatbestand des § 266a StGB 
 1.  Täterkreis: § 266a StGB ist ein „echtes Sonderdelikt“. Täter können nur sein: 
  –  Arbeitgeber (Abs. 1, Abs. 2) oder 
  –  diesen gleichgestellte Personen, z.B. der Auftraggeber eines Heimarbeiters (Abs. 5). 
 2.  Tatobjekt: 
  –  Beiträge des Arbeitnehmers (nicht des Arbeitgebers!) zur Sozialversicherung (Rentenversicherung, Krankenversicherung) – Abs. 1 

(führt der Arbeitgeber nur die Hälfte der insgesamt zu entrichtenden Beiträge ab, so wird vermutet, dass es sich um die Beiträge des 
Arbeitnehmers handelt, eine Strafbarkeit entfällt insoweit).  

  –  Beiträge des Arbeitnehmers (nicht des Arbeitgebers!) zur Arbeitsförderung (Arbeitslosenversicherung) – Abs. 1. 
  –  Beiträge des Arbeitgebers (nicht des Arbeitnehmers!) zur Sozialversicherung und zur Arbeitsförderung (Arbeitslosenversicherung) 

– Abs. 2. 
  –  Teile des Arbeitsentgelts, die der Arbeitgeber aus einem sonstigen Grund an andere zu zahlen hat – Abs. 3 (Bsp.: vermögenswirk-

same Leistungen, freiwillige Versicherungsleistungen, Lohnpfändungen). 
  –  Ausgeklammert wurde ausdrücklich die Lohnsteuer, da die Nichtabführung hier bereits ausreichend über die Straftatbestände des 

Steuerstrafrechts gesichert ist (§§ 370, 378, 380 AO). 
 3.  Tathandlung:  
  – Abs. 1:  Vorenthalten = Nichtabführung der entsprechenden Beiträge an die Einzugsstelle am Tag der Fälligkeit. 
    –  In Abgrenzung zum Begriff des „Einbehaltens“ soll das Merkmal des „Vorenthaltens“ sicherstellen, dass  
                                             auch kollusives Verhalten von Arbeitgeber und Arbeitnehmer (z.B. bei Schwarzarbeit) erfasst wird. 
    –  Eine Strafbarkeit liegt auch dann vor, wenn der Arbeitgeber zugleich dem Arbeitnehmer auch keinen  
                                             Lohn mehr auszahlt (inzwischen ausdrücklich gesetzlich geregelt). 
  –  Abs. 2: Vorenthalten und Täuschung der entsprechenden Stelle durch Tun (Nr. 1) oder Unterlassen (Nr. 2). 
  –  Abs. 3:  Nichtzahlung einbehaltener Teile des Arbeitsentgelts bei gleichzeitiger mangelnder Unterrichtung des 
    Arbeitnehmers. 
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